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Bau-Turbo
Begriffsverständnis „Bau-Turbo“

- Gesetzesänderung im Oktober 2025 gibt den Kommunen mehr 

Befreiungsmöglichkeiten für Wohnungsbauvorhaben

- „Bau-Turbo“ umfasst

- § 31 (3) BauGB: Befreiung von Festsetzungen des Bebauungsplans

- § 34 (3b) BauGB: Aufweichung des Einfügungsgebots in Gebieten ohne 

Bebauungsplan

- § 246e BauGB: Weitreichende Befreiungen vom Baurecht möglich

 Vereinbarkeit mit öffentlichen und nachbarlichen Interessen

 Weniger Bebauungsplanverfahren notwendig

 Zustimmung der Gemeinde nach § 36a BauGB notwendig

 Gemeinde kann auch Bedingungen für eine Zustimmung formulieren

Ziel: Bezahlbarer neuer Wohnraum



Bau-Turbo
Leitlinien

1. Bauvorhaben müssen bestehende Ratsbeschlüsse und übergeordneten 

Plänen berücksichtigen.

2. Öffentliche Erschließung und soziale Infrastruktur muss vorhanden sein.

3. Befreiungen sollen sich auf Geschosswohnungsbau konzentrieren.

4. In der Regel mindestens 30% geförderter Wohnungsbau ab 10 

Wohneinheiten zum bestehenden Baurecht.

5. Stimmiges städtebauliches und freiraumplanerisches Gesamtkonzept.



Bau-Turbo
Leitlinien

6. Der Außenbereich wird ausgeschlossen. Hier können Vorhaben nur nach §

30 oder § 35 BauGB genehmigt werden.

7. Gewerbe- und Industriegebiete werden vom Wohnungsbauvorhaben 

freigehalten. Eine Ausnahme ist im Einzelfall möglich.

8. Komplexe Bauvorhaben werden (im Sinne der Rechtssicherheit für 

Investoren und Bürger*innen) weiterhin über Bebauungspläne geregelt.

9. Auf die Genehmigungsfiktion nach § 70a NBauO wird verzichtet. 

Zustimmungsfiktion nach § 36a BauGB ist davon unberührt.

10. Anforderungen an Vorhaben werden über Nebenbestimmungen in den 

genehmigungsbescheid übernommen.



Bau-Turbo
Hauptsatzungsänderung

- Durch die BauGB-Novelle im Oktober 2025 ist die Zustimmung der 

Gemeinde nach § 36a BauGB erstmals geregelt

- Daher ist für die Zustimmung aktuell der Rat zuständig, wenn Vorhaben 

nach §§ 31 (3), 34 (3b) und 246e BauGB beurteilt werden, 

- Eine Hauptsatzungsänderung ermöglicht eine Rückübertragung der 

Zuständigkeiten

 Hauptsatzungsänderung ist erforderlich, damit nicht jeder Bauantrag den 

Ratsgremien vorgelegt werden muss.



Beschleunigung der Bauleitplanung

- Neben den erweiterten Befreiungsmöglichkeiten müssen für komplexe 

Bauvorhaben weiterhin Bebauungsplanverfahren durchgeführt werden 

(siehe Leitlinie Nr. 8)

- Die Verwaltung möchte die Verfahren vereinfachen

- Aktuelle Grundlage: Beschleunigungs-DS aus dem Jahr 1995

- Überarbeitung dieser Verfahrensregeln notwendig, weil es in der 

Zwischenzeit diverse BauGB-Gesetzesänderungen gab



Beschleunigung der Bauleitplanung

Inhalte:

 Beteiligung des AUKG in Vollverfahren

 Vereinfachtes und beschleunigte Verfahren gehen nur in den ABau

 Abstimmung zwischen FB 61 und FB 67 welches Verfahren genutzt wird

 Der Stadtbezirksrat entscheidet über die Art und Weise der frühzeitigen 

Beteiligung

 Der ABau entscheidet über die Ziele und Zwecke in der frühzeitigen 

Beteiligung

 Anpassung der Geschäftsordnung und der Hauptsatzung notwendig, um 

neue Verfahrensregeln anzuwenden
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Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!


